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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Große Anfrage der Abgeordneten Bewerunge, Eigen, Kiechie, 
Dr. Ritz, Susset, Solke, Freiherr von Kühlmann-Stumm 
und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/2497 - 

betr. Lage der deutschen Landwirtschaft 


Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat mit Schreiben vom 2. Oktober 
1974 die Große Anfrage im Aufträge der Bundes- 
regierung wie folgt beantwortet: 


I. Zur gegenwärtigen Einkommens- und Preis- 
situation in der deutschen Landwirtschaft 

1. Wie stellt sich die Bundesregierung heute zu 
den optimistischen Einkommensprognosen 
für die Landwirtschaft, die in den ersten 
Monaten dieses Jahres abgegeben worden 
sind, und mit welchen Gründen kann sie 
Hinweise des Deutschen Bauernverbandes 
entkräften, wonach ein realer Einkommens- 
rückgang für 1974/1975 über die Einkommens- 
verschlechterung dieses Jahres hinaus zu 
erwarten ist? 

Im Agrarbericht gibt die Bundesregierung Auskunft 
über die wirtschaftliche Entwicklung der Landwirt- 
schaft im abgelaufenen Wirtschaftsjahr. Darüber hin- 
aus wird alljährlich eine Vorschätzung der Entwick- 
lung der Einkommen aus landwirtschaftlicher Tätig- 
keit für das laufende Wirtschaftsjahr gegeben. Zum 
Zeitpunkt der Vorlage des Agrarberichtes stehen für 
die Schätzung nur Informationen für die erste Hälfte 
des Wirtschaftsjahres zur Verfügung. 

In den vorangegangenen Jahren lagen die Vorschät- 
zungen in der Regel niedriger als die tatsächlichen 
Ergebnisse, rür das Wirtschaftsjahr 1973/74 liegen 
z. Z. noch keine endgültigen Ergebnisse aus den 
Testbetrieben vor. Es kann jedoch nicht ausge- 
schlossen werden, daß die Einkommensergebnisse an 
der unteren Grenze der vorgeschätzten Spanne von 
6 bis 10°/o liegen. Hierfür gibt es eine Vielzahl von 
Gründen, wie z. B. das starke Absinken der Schwei- 
nepreise, die Einführung des italienischen Bar- 
depots, wodurch sich insbesondere die Situation auf 
dem Rindfleischmarkt verschärft hat sowie die noch 
nicht voll abschätzbaren Auswirkungen des Anstiegs 


der Energiekosten. Im übrigen muß darauf hinge- 
wiesen werden, daß insbesondere im Zusammen- 
hang mit den weltwirtschaftlichen Veränderungen 
auch in anderen Bereichen eine vorübergehende Ab- 
schwächung bzw. ein Rückgang von Einkommen 
eingetreten ist. 

Eine Vorausschätzung der Einkommensentwicklung 
für das Wirtschaftsjahr 1974/75 ist außerordentlich 
schwierig, da zum gegenwärtigen Zeitpunkt nur 
wenige Daten vorliegen. Schätzungen des Deutschen 
Bauernverbandes hinsichtlich einer Einkommensver- 
schlechterung sind deshalb ungesichert. Nach Auf- 
fassung der Bundesregierung gibt es Tendenzen, die 
Verbesserungen der Einkommen aus landwirtschaft- 
licher Tätigkeit gegenüber 1973/74 erwarten lassen. 
Hierzu trägt insbesondere auch die von der Bundes- 
regierung beschlossene Anhebung der Vorsteuer- 
pauschale bei. 


2. Hält es die Bundesregierung für zweckdien- 
lich, durch schönfärberische Broschüren wie 
„Unsere Landwirtschaft“ die Stellung der 
Landwirte in der Bundesrepublik Deutsch- 
land im Kampf um eine Einkommensverbes- 
serung weiter zu verschlechtern? 

Die Bundesregierung hat wiederholt Ergebnisse aus 
„Agrarberichten“ zu Informationsbroschüren zusam- 
mengefaßt. Die Angaben in der hier angesprochenen 
Broschüre beziehen sich auf das Wirtschaftsjahr 
1972/73 und die Einkommensentwicklung in den vor- 
hergehenden Wirtschaftsjahren. Die sachliche Rich- 
tigkeit der Angaben ist bisher in der Öffentlichkeit 
nicht bezweifelt worden. Der Vorwurf der Schön- 
färberei ist unberechtigt. 


3. Gibt es fundierte Erzeugungs- und Bedarfs- 
schätzungen, die für die nächsten Jahre eine 
Verbesserung der Preise der wichtigsten 
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landwirtschaftlichen Erzeugnisse in Aussicht 
stellen können? 

Seitens der Bundesregierung werden fortlaufend 
interne Erzeugungs- und Bedarfsschätzungen bei den 
wichtigsten landwirtschaftlichen Erzeugnissen ange- 
stellt. Die Schwierigkeiten für derartige Vorschät- 
zungen sind durch die seit Ende letzten Jahres ein- 
getretene erhebliche Verteuerung von Energieträ- 
gern und anderen Rohstoffen noch größer geworden. 
Die sich hieraus ergebenden längerfristigen Ände- 
rungen in der Erzeugungs- und Verbrauchsentwick- 
lung bei Agrarerzeugnissen sind gegenwärtig noch 
schwer überschaubar und können nicht quantifiziert 
werden. Erhebliche Unsicherheiten sind insbeson- 
dere auf den EG-Märkten für Veredlungserzeug- 
nisse gegeben. Einmal sind Änderungen in den Ver- 
brauchsgewohnheiten kaum vorauszuschätzen. Zum 
andern liegen für die EG-Länder keine neueren 
mittel- und langfristigen Einkommensschätzungen 
(insbesondere des verfügbaren Einkommens) vor, 
die Voraussetzung für Bedarfsschätzungen (insbe- 
sondere bei Fleisch) sind. 

Die Unsicherheiten werden durch die kaum voraus- 
sehbare Entwicklung auf den Weltagrarmärkten 
noch erhöht. Die starke Verteuerung von Handels- 
dünger wird insbesondere die Versorgungslage der 
Entwicklungsländer erheblich verschärfen. Anderer- 
seits werden sich voraussichtlich in verschiedenen 
Ländern Produktionsausweitungen ergeben. Aus den 
genannten Gründen läßt sich nur schwer eine Aus- 
sage über die voraussichtliche Entwicklung der 
Preise bei den wichtigsten landwirtschaftlichen Er- 
zeugnissen treffen. Lediglich für Zucker stimmen alle 
Vorausschätzungen weitgehend darin überein, daß 
es mittelfristig bei relativ hohen Weltmarktpreisen 
bleiben wird. Bei Getreide ist die Entwicklung in 
den nächsten Jahren dagegen nur schwer abzuschät- 
zen. Unsicher ist hier insbesondere, wie sich die 
Nachfrage Chinas, der UdSSR und einiger bevölke- 
rungsreicher Entwicklungsländer entwickeln wird. 


II. Zur steuerlichen Belastung der Landwirtschaft 

1. Wie begründet die Bundesregierung das 
Nichtvorliegen der notwendigen statistischen 
Daten in der Frage der Anhebung der Vor- 
steuerpauschale um 1 %> in Anbetracht der 
Tatsache, daß schon 1970 erstmals von 
regierungsnaher Seite, daß 1972 von Bundes- 
minister Ertl und im Bundestagswahlkampf 
von beiden Regierungsparteien eine solche 
Anhebung versprochen wurde? 

Die Behauptung, daß die notwendigen statistischen 
Daten in der Frage der Anhebung der Vorsteuer- 
pauschale nicht vorliegen, ist unzutreffend. 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Antwort 
auf eine entsprechende Frage des Herrn Abgeord- 
neten Eigen am 15. Juli 1974 (Drucksache 7/2412) 
darauf hingewiesen, daß seit Einführung der Mehr- 
wertsteuer im Jahre 1968 die tatsächliche Vorsteuer- 
belastung der Landwirtschaft vom Bundesministe- 


rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
regelmäßig nach Abschluß jedes Wirtschaftsjahres 
ermittelt wird. Die Berechnungsergebnisse werden 
mit dem Bundesfinanzministerium abgestimmt. 

Unter Berücksichtigung der Investitionssteuer, die 
alle optierenden Landwirte tragen mußten, lag die 
Vorsteuerbelastung der Landwirtschaft bis 1973 bei 
5%. Mit dem Wegfall der Investitionssteuer Ende 

1973 ergab sich für die Landwirtschaft eine höhere 
Vorsteuerbelastung. Iin Frühsommer 1974 haben das 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und das Bundesfinanzininisterium die 
tatsächliche Vorsteuerbelastung für das Wirtschafts- 
jahr 1973/74 unter Berücksichtigung aller verfüg- 
baren Informationen nach der makro-ökonomischen 
Methode geschätzt. Uber das Ergebnis der Schät- 
zung wurden die Mitglieder des Ernährungsaus- 
schusses des Deutschen Bundestages am 20. Juni 

1974 unterrichtet. Dabei wurde auch darauf hinge- 
wiesen, daß ein endgültiges Resultat über die tatsäch- 
liche Vorsteuerbelastung des bis zum 30. Juni wäh- 
renden Wirtschaftsjahres 1973/74 erst im Herbst d. J. 
ermittelt werden kann, wenn die statistischen Daten 
vorliegen. 


2. Welchen politischen Rang mißt die Bundes- 
regierung in Hinsicht auf die Vorsteuer- 
anhebungsdiskussion den Erklärungen von 
Bundesminister Ertl bei, die Bundesregierung 
werde dafür Sorge tragen, daß die Landwirt- 
schaft nicht von der Kostenlawine überrollt 
werde (April 1974), und derjenigen des Par- 
lamentarischen Staatssekretärs Logemann, 
die Vorsteuerpauschale habe sich als zu 
niedrig erwiesen (Mai 1974)? 

Die Bundesregierung hat in der Kabinettsitzung am 
18. September 1974 eine Anhebung der Vorsteuer- 
pauschale um 1 Prozentpunkt beschlossen. Mit die- 
sem Beschluß ist den in der Frage genannten Erklä- 
rungen Rechnung getragen worden. In diesem Zu- 
sammenhang ist ferner darauf hinzuweisen, daß die 
Bundesregierung bereits im Frühjahr 1974 u. a. im 
Rahmen der landwirtschaftlichen Unfallversicherung 
208 Millionen DM zur Beitragsentlastung, zur Ge- 
währung einer Ausgleichszulage in Berggebieten 
und benachteiligten Gebieten 40 Millionen DM und 
für einen Ausgleich von Wettbewerbsnachteilen im 
Unterglasgartenbau 38 Millionen DM bereitgestellt 
hat. 


3. Wie hoch liegt derzeitig die Vorsteuer- 
belastung der einzelnen Betriebstypen und 
hier besonders der „entwicklungsfähigen Be- 
triebe"? 

Nach der für die Ermittlung der Vorsteuerbelastung 
der gesamten Landwirtschaft angewendeten makro- 
ökonomischen Berechnungsmethode, die auf der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung beruht, läßt 
sich die Vorsteuerbelastung einzelner Betriebstypen 
nicht ermitteln. Dagegen lassen sich die Buchfüh- 
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rungsergebnisse der landwirtschaftlichen Testbetrie- 
be über der Grenze nach § 4 LwG zur Berechnung 
der Vorsteuerbelastung der Betriebe, gegliedert nach 
Betriebsformen, heranziehen (mikroökonomische Be- 
rechnungsmethode). Die Vorsteuerbelastung der 
landwirtschaftlichen Testbetriebe ist für das lau- 
fende Wirtschaftsjahr 1974/75 nicht bekannt. Im ab- 
geschlossenen Wirtschaftsjahr 1973/74 lag die Be- 
lastung dieser Betriebe nach vorläufigen Ergebnis- 
sen insgesamt bei 6,0 %>. Gliedert man diese Betriebe 
nach Betriebsformen auf, zeigt sich, daß die Gruppe 
der Veredlungsbetriebe nach unten und die Gruppe 
der Futterbau- und Marktfruchtbetriebe nach oben 
vom Gesamtdurchschnitt abweichen. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 
daß die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe für 
das normale Umsatzsteuersystem optieren können, 
das den vollen Vorsteuerabzug ermöglicht. Das ist 
vor allem für die Betriebe von Interesse, deren Vor- 
steuerbelastung erheblich über der gesetzlichen Vor- 
steuerpauschale liegt. 


4. Welche Steuereinsparungen hätten die Land- 
wirte bei der von der CDU/CSU-Fraktion 
geforderten Anhebung der Mehrwertsteuer- 
pauschale ab 1. Juli 1974 gehabt? 

Eine Berechnung von Steuerentlastungen für einen 
Teil des Wirtschaftsjahres ist außerordentlich pro- 
blematisch. Die Bundesregierung hält es im übrigen 
nicht für sinnvoll, Berechnungen, die nur theoreti- 
schen Wert haben, durchzuführen. 


5. Mit welchen Argumenten lehnt die Bundes- 
regierung eine Senkung der Mehrwertsteuer 
zur Ankurbelung des Verbrauchs bei Fleisch 
ab, obwohl eine solche Maßnahme von der 
EG-Kommission für ein angemessenes Mittel 
gehalten wird und obwohl die Stützungen 
des Fleischmarktes zur Zeit Milliarden- 
beträge im Rahmen der EG verursachen? 

Die Lieferungen von Fleisch unterliegen, wie die fast 
aller Lebensmittel, in der Bundesrepublik Deutsch- 
land bereits dem ermäßigten Steuersatz. Eine wei- 
tere Senkung des Steuersatzes stößt auf folgende 
schwerwiegende Bedenken: 

— In der erwähnten Empfehlung vom 17. Juli 1974 
hat die Kommission der EG zwar eine Senkung 
des Steuersatzes für Fleisch vorgeschlagen, je- 
doch unter Beachtung der in der Zweiten Richt- 
linie des Rates vom 11. April 1967 zur Harmoni- 
sierung der Umsatzsteuern enthaltenen Vor- 
schrift, daß ein ermäßigter Steuersatz nicht zu 
ständigen Vorsteuererstattungen führen darf. Da- 
nach wäre in der Bundesrepublik Deutschland nur 
eine ganz geringe weitere Senkung des Steuer- 
satzes für Fleisch zulässig. Eine geringfügige 
Senkung dürfte aber nicht zu einer spürbaren 
Steigerung des Fleischverbrauchs führen, selbst 


wenn - was zudem offen ist - die Steuersenkung 
voll an den Verbraucher weitergegeben würde. 

— Die Einführung eines dritten Steuersatzes würde 
wesentliche Erschwernisse bei der praktischen 
Anwendung der Mehrwertsteuer nach sich ziehen; 
sie würde präjudizierend wirken und damit nicht 
zuletzt erhebliche Steuerausfälle zur Folge haben. 
Ein dritter Steuersatz stünde auch der angestreb- 
ten weiteren Harmonisierung der Umsatzsteuer 
auf der Basis von zwei Steuersätzen entgegen. 

Die Bundesregierung sieht daher in der Senkung der 
Mehrwertsteuer zur Erhöhung des Fleischverbrauchs 
kein angemessenes Mittel. 


6. Wie beurteilt die Bundesregierung die Ent- 
scheidung einiger Mitgliedsländer, durch 
Senkung der Mehrwertsteuer bei landwirt- 
schaftlichen Betriebsmitteln die Einkaufs- 
preise für landwirtschaftliche Produktions- 
mittel zu senken? 

Die Senkung der Steuersätze bei land- und forst- 
wirtschaftlichen Betriebsmitteln steht bei pauschalie- 
renden Land- und Forstwirten in engern Zusammen- 
hang mit der Vorsteuerpauschale. Werden die Steu- 
ersätze bei Betriebsmitteln gesenkt, so hat dies Aus- 
wirkungen auf die Vorsteuerbelastung. Die Bundes- 
regierung hat sich durch ihren Kabinettsbeschluß 
vom 18. September 1974 in Anbetracht der angestie- 
genen Vorsteuerbelastung bei der Land- und Forst- 
wirtschaft für den Weg einer Anhebung der Vor- 
steuerpauschalen entschieden. Im übrigen ist darauf 
hinzuweisen, daß bei optierenden Land- und Forst- 
wirten eine Senkung der Mehrwertsteuersätze für 
Betriebsmittel ohnehin ohne Bedeutung ist, da bei 
diesen eine Verminderung der Vorsteuerbelastung 
durch höhere Zahlungen an das Finanzamt kompen- 
siert würde. Im übrigen sieht die Bundesregierung 
entsprechend ihrem Kabinettsbeschluß vom 25. Sep- 
tember 1974 diese Frage im Zusammenhang mit der 
bevorstehenden Diskussion der gesamten Wettbe- 
werbsproblematik in der Gemeinschaft. 


III. Zum EG-Konzept der Bundesregierung im 
Agrarbereich 

1. Welche derzeitigen Tendenzen und welche 
politischen Initiativen der Bundesregierung 
weisen über einen blinden Pragmatismus im 
Agrarsektor der EG hinaus, und welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung 
hinsichtlich der Agrarbeschlüsse, zu einer 
besseren demokratischen Kontrolle zu kom- 
men? 

Die Bundesregierung hat bereits im vorigen Jahr 
Initiativen in der EG-Agrarpolitik ergriffen und auf- 
grund der Beschlüsse von Dinklage verschiedene 
Verbesserungsvorschläge unterbreitet (Memorandum 
zur Vereinfachung des Zoll- und Agrarrechts, Memo- 
randum zur Verbesserung des Finanzgebarens). Das 
Drängen der Bundesregierung auf eine Grundsatz- 
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diskussion der EG-Agrarpolitik hat entscheidend j 
mit dazu beigetragen, daß die Kommission ein Me- j 
morandum zur Anpassung der Agrarpolitik vorge- 
legt hat (s. Frage III. 5). Im Kabinettsbeschluß vom 
25. September 1974 hat die Bundesregierung erneut 
zum Ausdruck gebracht, daß sie eine Bestandsauf- 
nahme über Methoden und Ergebnisse der bisheri- 
gen Agrarpolitik sowie weitere Verhandlungen über 
den Gesamtkomplex der gemeinsamen Agrarpolitik 
im Rat für notwendig hält. Es ist jedoch zu berück- 
sichtigen, daß Entscheidungen über Verbesserungen 
oder Änderungen im System nur zustande kommen, 
wenn die anderen Regierungen zustimmen. 

Die demokratische Kontrolle der Agrarbeschlüsse ist 
von der institutioneilen Entwicklung der europäi- 
schen Integrationspolitik nicht zu trennen. Die Bun- 
desregierung hat sich stets für größere Befugnisse 
des Europäischen Parlaments eingesetzt und mehr- 
fach konkrete Vorschläge unterbreitet. Unter ande- 
rem hat der Bundeskanzler am 13. November 1973 
vor dem Europäischen Parlament die Bedeutung her- 
vorgehoben, die die Bundesregierung einer schritt- 
weisen Stärkung der Befugnisse des Parlaments bei- 
mißt. Die Bundesregierung hat sich dafür eingesetzt, 
im Zusammenhang mit der Verbesserung des Haus- 
haltsverfahrens einen Europäischen Rechnungshof 
zur Kontrolle der Haushaltsführung zu gründen. Die 
Bundesregierung hat ferner während ihrer Präsi- 
dentschaft Initiativen zur Entwicklung der Europäi- 
schen Union ergriffen. 


2. Welche grundsätzliche Position bezieht die 
Bundesregierung bezüglich der Übertragung 
weiterer Kompetenzen an die EG, die nur 
einseitig der Ausgestaltung des Agrarsektors 
dienen, ohne daß Fortschritte im Vollzug der 
Währungs- und Wirtschaftsunion in Sicht 
sind? 

Die Kompetenz der EG für eine gemeinsame Agrar- 
politik ist schon im EWG-Vertrag festgelegt. Sie 
wurde im Unterschied zu anderen Politikbereichen 
im Verlauf der letzten 16 Jahre weitgehend ausge- 
schöpft. Die Bundesregierung hat stets auf die Pro- 
bleme hingewiesen, die aus einer Teilintegration er- 
wachsen. Die Frage weiterer Kompetenzübertragun- 
gen an die EG im Agrarbereich stellt sich zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt nicht. 


3. Welche grundsätzlichen Korrekturen an den 
gültigen Marktordnungen über die vorge- 
schlagenen, mehr technischen Aspekte hin- 
aus schweben der Bundesregierung vor, und 
wie sieht sie die weitere Entwicklung beim 
Ausbleiben solcher Korrekturen? 

Seit der Konzipierung der EG-Marktordnungen sind 
16 Jahre vergangen. In dieser Zeit haben sich erheb- 
liche Veränderungen ergeben. 

Mit Hilfe der EG-Marktordnungen ist es in den zu- 
rückliegenden Jahren zwar zeitweise gelungen, eine 


relative Stabilisierung der Erzeuger- und Verbrau- 
cherpreise zu erreichen. Insbesondere konnten in den 
beiden abgelaufenen Wirtschaftsjahren für den Ver- 
braucher ungünstige Preisentwicklungen auf den 
Weltmärkten für Getreide und Zucker abgefangen 
werden. Nicht verhindert werden konnten jedoch 
strukturelle Überschüsse bei einer Reihe von Agrar- 
produkten, die zu hohen finanziellen Lasten führten. 

Die veränderte Situation macht die Bestandsauf- 
nahme über Methoden und Ergebnisse der bisheri- 
gen Agrarpolitik erforderlich. Vor Abschluß der Be- 
standsaufnahme ist die Festlegung der Vorstellun- 
gen für grundsätzliche Korrekturen nicht sinnvoll. 
Die Bundesregierung behält sich vor, nach dieser Be- 
standsaufnahme ihre Vorschläge auf der Grundlage 
der Römischen Verträge für die Weiterentwicklung 
der Agrarpolitik vorzulegen. 


4. Welche Konsequenzen hat die Bundesregie- 
rung aus dem Gutachten des wissenschaft- 
lichen Beirats beim Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten „Zur 
Reform der Agrarpolitik der EG" gezogen? 

Stellungnahmen des Wissenschaftlichen Beirates sol- 
len dazu dienen, Entscheidungshilfen für die Bun- 
desregierung zu geben. Dies ist auch im Fall des ge- 
nannten Gutachtens geschehen. 


5. Wie nimmt die Bundesregierung aus heuti- 
ger Sicht zum Agrarmemorandum der EG- 
Kommission von Oktober 1973 Stellung? 

Das Memorandum der Kommission über die Anpas- 
sung der gemeinsamen Agrarpolitik ist von der Bun- 
desregierung begrüßt worden. 

Zahlreiche Anregungen des Memorandums wurden 
in der Zwischenzeit, die meisten davon im Rahmen 
der Agrarpreisbeschlüsse vom März 1974, aufgegrif- 
fen und teilweise verwirklicht. So z. B. die Verbesse- 
rung der Preisregulation zwischen Brot- und Futter- 
getreide, die Abschaffung der Regionalisierung bei 
Gerste, die Vereinheitlichung der Reports, die Än- 
derung der regionalen Preisstaffeln für Raps, ver- 
bunden mit dem Wegfall der besonderen Beihilfen 
für Italien, ein Beihilfesystem zur Förderung des 
Sojaanbaues, die gemeinsame Marktorganisation für 
Trockenfutter und andere. 

Der Rat hat beschlossen, das Memorandum weiter- 
zubehandeln. 


IV. Zur Problematik der Rechnungseinheit und des 
Grenzausgleichs 

1. Welche Alternative sieht die Bundesregie- 
rung zur gültigen Rechnungseinheit der EG, 
nachdem in jüngster Zeit auch von seiten 
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der Bundesregierung negative Erklärungen 
zur Rechnungseinheit abgegeben wurden? 

Die Rechnungseinheit (RE) ist ein technisches Hilfs- 
mittel zur Verwirklichung der gemeinsamen Agrar- 
preise, die wiederum die Basis für die Herstellung 
des freien Warenverkehrs mit Agrarprodukten im 
Rahmen der Zollunion in der Gemeinschaft sind. Die 
RE hat die Funktion einer einheitlichen Bezugsgröße 
zur Umrechnung der gemeinschaftlich festgesetzten 
Preise in die unterschiedlichen nationalen Währun- 
gen. Solange es gemeinsame Preise gibt, bleibt bei 
anterschiedlichen nationalen Währungen ein gemein- 
samer Nenner notwendig, um die Gemeinschafts- 
preise ausdrücken und eine Beziehung zu natio- 
naler Währung hersteilen zu können. Dabei ist es 
unerheblich, ob dies über die RE geschieht oder ob 
irgendeine andere Bemessungsgröße verwendet 
wird; die bei Paritätsänderungen auftretenden Pro- 
bleme bleiben dieselben. 

ln diesem Rahmen sind auch die Äußerungen der 
Bundesregierung zum Problem der Rechnungseinheit 
zu werten. Es sollte lediglich damit zum Ausdruck 
gebracht werden, welch begrenzte Funktion die Rech- 
nungseinheit im Rahmen der gegenwärtigen Agrar- 
marktordnung haben kann. 


2. Wie ließen sich ohne die Rechnungseinheit 
und den entsprechenden Grenzausgleich 
wenigstens die schärfsten Wettbewerbsver- 
zerrungen durch Änderungen der Währungs- 
paritäten verhindern? 

Durch die Antwort zu Frage 1 ist der Anknüpfungs- 
punkt für Frage 2 entfallen. 


3. Wie sieht die Bundesregierung die zukünf- 
tige Entwicklung des Grenzausgleichs beson- 
ders unter dem Aspekt, daß die abwertenden 
Länder ihre Agrarpreise national angehoben 
haben bzw. die Absicht haben, die Agrar- 
preise anzuheben? 

Die Bundesregierung hat wiederholt erklärt, daß sie 
den Grenzausgleich für das geeignetste Instrument 
hält, um die sich aus den Paritätsänderungen erge- 
benden Preisunterschiede in nationaler Währung 
auszugleichen. 

Bezüglich der abwertenden Länder muß deutlich ge- 
sehen werden, daß hier eine Wirtschaftsentwicklung 
eingetreten ist, die wesentlich von der in aufwerten- 
den Ländern abweicht. Der wesentlich stärkere An- 
stieg des allgemeinen Preisniveaus (z. T. über 15% 
jährlich) und die hieraus resultierenden Einkom- 
mensprobleme der Landwirtschaft (Kostenanstieg, 
Kaufkraft der Einkommen) lassen eine schrittweise 
Verminderung des Grenzausgleichs und somit Anhe- 
bung der Marktordnungspreise im Rahmen der ge- 
meinsamen Agrarpolitik in diesen Ländern verständ- 
lich erscheinen. 


V. Zur Wettbewerbslage in der EG 

1. Welche Schritte hat die Bundesregierung und 
insbesondere der zuständige Bundesminister 
Ertl nach dessen Forderung nach „einer 
schonungslosen Klarlegung der gegenwärti- 
gen Wettbewerbsunterschiede" in der EG 
unternommen? 

Die Bundesregierung verweist auf ihren Kabinetts- 
beschluß vom 25. September 1974, der über das Bun- 
despresseamt veröffentlicht wurde und ihre Äuße- 
rungen anläßlich der Aktuellen Stunde am 26. Sep- 
tember d. J. Im übrigen hat Bundesminister Ertl wie- 
derholt und zuletzt während der Ratssitzung vom 
17./20. September 1974 mit Nachdruck eine vollstän- 
dige Übersicht über die derzeitige Wettbewerbslage 
der Landwirtschaft in den einzelnen Mitgliedstaaten 
verlangt. Diese Auffassung ist in der vorgenannten 
Ratssitzung von den übrigen Mitgliedstaaten dahin 
gehend unterstützt worden, daß die Kommission 
einen entsprechenden Bericht dem Rat vorlegen soll. 


2. Wie werden sich die von anderen EG-Län- 
dern beschlossenen produktionsgebundenen 
Beihilfen auf den Wettbewerb in der Ge- 
meinschaft auswirken, und gedenkt die Bun- 
desregierung ähnliche Maßnahmen zu er- 
greifen? 

Die von anderen EG-Ländern beschlossenen Maß- 
nahmen wirken sich zum Teil verzerrend auf den 
innergemeinschaftlichen Wettbewerb aus. Dies gilt 
insbesondere von den sog. produktbezogenen Bei- 
hilfen. Die Bundesregierung hat ebenso wie die 
Kommission diese Maßnahmen abgelehnt. Sie hält 
es für unvertretbar, sich in eine Beihilfeeskalation 
ziehen zu lassen. 

Diese Position hat die Bundesregierung in der Rats- 
sitzung am 17. /20. September deutlich dargelegt. Im 
übrigen verweist die Bundesregierung auf ihren 
Kabinettsbeschluß vom 25. September 1974. 


3. Hält die Bundesregierung in Anbetracht der 
heutigen Probleme am Rindfleischmarkt die 
Fortsetzung der Umstellungsprämie bzw. der 
Nichtvermarktungsprämie für die Umstellung 
von Milch- auf Fleischerzeugung für notwen- 
dig, und sieht sie angesichts der beschlosse- 
nen Aufstallungsprämie in Verbindung mit 
den Maßnahmen zur Förderung der Rind- 
fleischproduktion Gefahren für eine struktu- 
relle Fehlentwicklung? 

Unter den gegenwärtigen Marktverhältnissen wird 
die Fortsetzung der Umstellungsprämie nicht für 
sinnvoll gehalten. Entsprechend tritt die Bundesre- 
gierung für ein Auslaufen dieser Maßnahme zum 
Jahresende 1974 ein. 

Bei der Nichtvermarktungsaktion für Milch und 
Milcherzeugnisse ist die Anmeldefrist bereits seit 
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dem 30. Juni 1971 verstrichen. Bei dieser Aktion 
ist es insbesondere unter dem Gesichtspunkt der 
Gleichbehandlung früherer Prämienempfänger je- 
doch nicht möglich, Rinderhalter von noch bestehen- 
den Verpflichtungen zu befreien. 

Die vom Ministerrat am 15. /16. Juli 1974 beschlos- 
sene Prämie ist eine kurzfristige Maßnahme zur 
Anpassung des Marktangebotes an die Nachfrage. 
Eine strukturelle Fehlentwicklung auf dem Rind- 
fleischsektor dürfte sich daraus nicht ergeben. 


4. Was hat die Bundesregierung veranlaßt, ent- 
gegen dem Vorschlag der EG-Kommission 
auf eine Abgabe von verbilligtem Rindfleisch 
an sozial schwache Bevölkerungskreise zu 
verzichten? 

Zur Klarstellung muß hier nachdrücklich unterstri- 
chen werden, daß die Bundesregierung keineswegs 
eine Abgabe von verbilligtem Rindfleisch an die 
Konsumenten in der Bundesrepublik ablehnt. Abge- 
lehnt wird allerdings der von der EG-Kommission 
vorgeschlagene Weg einer Sozialaktion mit Hilfe 
eines Gutscheinverfahrens, dessen ordnungsgemäße 
Durchführung in Tausenden von Fleischfachgeschäf- 
ten, Lebensmittelfilialbetrieben, Warenhäusern und 
Discountläden mit Fleischtheken allein schon ange- 
sichts der kaum lösbaren Kontrollprobleme nicht 
gewährleistet erscheint. Dies gilt um so mehr, als 
es sich bei Rindfleisch im Gegensatz zur Butter um 
kein genormtes Produkt handelt. Diese Probleme 
bestehen auch in anderen Ländern, weshalb bislang 
nur in zwei Ländern (Belgien, Großbritannien) we- 
gen der dort bestehenden besonderen Situation von 
dieser Maßnahme Gebrauch gemacht worden ist. 

Aufgrund dieses Sachverhalts hält es die Bundes- 
regierung für zweckmäßiger, in den kommenden 
Wochen die Auslagerung preiswerter Rindfleisch- 
konserven aus Beständen der Einfuhr- und Vorrats- 
stelle für Schlachtvieh, Fleisch und Fleischerzeug- 
nisse fortzusetzen. Diese Aktion soll anlaufen, so- 
bald in den zuständigen EG-Gremien ein Abgabe- 
preis für diese Rindfleischkonserven festgesetzt wor- 
den ist, wobei sich die Bundesregierung für die Auf- 
rechterhaltung des bisherigen Preises von 1,45 DM/ 
400 g Dose einsetzt. 


5. Welche Marktanteile hatten die deutschen 
Erzeuger in den Jahren 1965, 1969 und 1973 
auf den heimischen Märkten (Bundesrepublik 
Deutschland), und wie sind die Tendenzen 
im Jahre 1974 besonders bei 

— Rindfleisch 
— Schweinefleisch 
— Getreide 
— Eiern 

— Gemüsekonserven? 

6. Bei welchen sonstigen Produkten zeigen sich 
in den genannten Jahren bedeutsame Ver- 
änderungen der Marktanteile? 


Die Fragen 5 und 6 werden zusammenfassend be- 
antwortet. 

Mißt man Marktanteile als Anteil der Inlandser- 
zeugung (ohne Ausfuhr) am inländischen Gesamtver- 
brauch von Nahrungs- und Futtermitteln, lassen sich 
bei den wichtigsten Produkten folgende Tendenzen 
angeben: 

Anteil der Inlandserzeugung am Gesamtverbrauch 
von Nahrungs- und Futtermitteln in der Bundes- 
republik Deutschland 


°/o 

1964/65 1968/69 1972/73 1973/74 2 ) 


Rindfleisch 

81 

83 

76 

84 

Schweinefleisch 

97 

94 

85 

84 

Getreide 

insgesamt 

75 

70 

73 

75 

Eier und Eier- 
erzeugnisse 

80 

85 

83 

80 

Gemüse- 

konserven 

66 

52 

28 

31 

Obst 

51 

57 

39 !) 

51 

Fische 

(Fanggewicht) 

64 

64 

47 *) 

58 


“) bedingt durch einen starken Rückgang der Erntemen- 
gen bzw. Fangmengen 
2 ) vorläufig 

Die genannten Zahlen über Marktanteile der deut- 
schen Erzeuger auf den Inlandsmärkten verlieren 
zunehmend an Aussagekraft, insbesondere deshalb, 
weil sie den erheblich angestiegenen innergemein- 
schaftlichen Warenverkehr bei Agrarprodukten nicht 
berücksichtigen. 

So stieg der Agrarexport der Bundesrepublik in 
andere Mitgliedstaaten der EG (9) von 1968/69 bis 
1973/74 um 180 °/o an. Von erheblich größerer Aus- 
sagekraft wären Angaben über die Entwicklung des 
Anteils der deutschen Erzeugung am Gesamtver- 
brauch der EG. Wegen unvollständiger statistischer 
Angaben kann eine solche Berechnung insbesondere 
über einen längeren Zeitraum nicht oder nur mit er- 
heblichen Einschränkungen vorgenommen werden. 
Aus dem vorliegenden Zahlenmaterial ergibt sich, 
daß im Durchschnitt der Wirtschaftsjahre 1970/71 
bis 1972/73 gegenüber dem Durchschnitt der Wirt- 
schaftsjahre 1967/68 bis 1969/70 der deutsche Markt- 
anteil am EG-Gesamtverbrauch bei Weizen, Zucker, 
Käse, Eiern und Geflügelfleisch leicht zugenommen 
haben dürfte, bei Schweinefleisch und Rindfleisch 
ist nicht auszuschließen, daß er etwas zurückgegan- 
gen ist. 


VI. Zur Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes 

1. Ist die Bundesregierung bereit, unter Be- 
rücksichtigung der gegenwärtigen schwieri- 
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gen Lage der Landwirtschaft die Zinsverbilli- 
gung im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
um 2 v. H. zu erhöhen, damit nicht die ent- 
wicklungsfähigen Betriebe, die viel investiert 
haben, in Not geraten? 

Zunächst ist festzustellen, daß die Bundesregierung 
aufgrund des Artikels 8 Abs. 2 der Richtlinie 72/159/ 
EWG über die Modernisierung landwirtschaftlicher 
Betriebe an die dort festgesetzte Höhe der Zinsver- 
billigung gebunden ist. Die Bundesregierung ver- 
kennt allerdings keineswegs die schwierige Lage 
der entwicklungsfähigen Betriebe, die investieren 
wollen oder bereits investiert haben. Die Bundes- 
regierung ist deshalb damit einverstanden, daß die 
Mitgliedstaaten ermächtigt werden, die Zinsverbil- 
ligung von 5 auf 6 % zu erhöhen. Diese Erhöhung 
soll für alle neuen Bewilligungen gelten, die vom 


1. Oktober 1974 bis 31. Dezember 1975 ausgespro- 
chen werden. 


2. Wie hoch ist die Verschuldung der Betriebe 
1974, und wie hoch ist dadurch die Zins- 
belastung; zeigt der Vergleich mit den ver- 
gangenen Jahren eine Verschlechterung? 

über den Fremdkapitalbestand und die Zinsbela- 
stung der landwirtschaftlichen Betriebe im Jahr 1974 
liegen noch keine statistischen Unterlagen vor, da 
die Buchführungsergebnisse der Testbetriebe für das 
Wirtschaftsjahr 1973/74 z. Z. noch nicht zur Ver- 
fügung stehen. Vorläufige Unterlagen über das In- 
vestitionsverhalten der Landwirte lassen vermuten, 
daß Fremdkapitalbestand und Zinsleistungen im 
Wirtschaftsjahr 1973/74 nicht wesentlich von der 
bisherigen Entwicklung abweichen dürften. 
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